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421. Rahmenabkommen zwischen der Republik Österreich und der Italienischen Republik über die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften
(NR: GP XVIII RV 1534 AB 1726 S. 168. BR: AB 4829 S. 588.)

417 Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 378/1995)
hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Litauen 14. März 1995
Venezuela 8. Februar 1995

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde haben erklärt:
Litauen, daß es die Bestimmungen des Übereinkommens in bezug auf die Anerkennung von Schieds-
sprüchen, die in den Hoheitsgebieten der Nicht-Vertragsstaaten ergangen sind, nur auf der Grundlage
der Gegenseitigkeit anwenden werde.
Venezuela, daß es

a) das Übereinkommen nur auf die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-
che, die auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates ergangen sind, anwenden werde,
und

b) das Übereinkommen nur auf Streitigkeiten aus solchen Rechtsverhältnissen, sei es vertragli-
cher oder nichtvertraglicher Art, anwenden werde, die nach seinem innerstaatlichen Recht
als Handelssachen angesehen werden.

Vranitzky

418. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Übermittlung von Anträgen auf Verfahrenshilfe

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat das Vereinigte Königreich am 18. Mai
1995 den Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übermittlung von Anträgen
auf Verfahrenshilfe (BGBl. Nr. 190/1982, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 160/
1995) gemäß dessen Art. 12 Abs. 2 auf die Insel Man ausgedehnt.

Vranitzky
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419. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Internationa-
len Übereinkommens über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Kodierung der

Waren, abgeändert durch das Änderungsprotokoll

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens
haben folgende weitere Staaten ihre Beitrittsurkunden zum Internationalen Übereinkommen über das
Harmonisierte System zur Bezeichnung und Kodierung der Waren, abgeändert durch das Änderungs-
protokoll (BGBl. Nr. 553/1987, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 564/1994, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 563/1994) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung mit Wirksamkeit vom
der Beitrittsurkunde:

Äthiopien 1.März 1995 1.März 1995
Iran 28. Februar 1995 1.Jänner 1997
Kroatien 29. September 1994 29. September 1994
Litauen 20. Juni 1994 1.Jänner 1995
Mali 15. Juni 1994 I.Jänner 1995
Ehemalige

jugoslawische
Republik
Mazedonien 31. März 1995 31. März 1995

Myanmar 5. Dezember 1994 1.Jänner 1995
Slowenien 23. November 1992 23. November 1992
Zypern 21. März 1994 21. März 1994

Vranitzky

420. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw Beitrittsurkunden zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträ-
ge über den internationalen Warenkauf (BGBl. Nr. 96/1988, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. Nr. 136/1995) hinterlegt:

Datum der. Hinterlegung
Staaten: der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde:

Litauen 18. Jänner 1995
Singapur 16. Februar 1995

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben Erklärungen abgege-
ben:

Litauen:
gemäß Art. 96 und 12

Singapur:
gemäß Art. 95, daß es sich nicht an Art. l Abs. l lit. b gebunden erachtet und daß es das Übereinkom-
men nur zwischen jenen Parteien anwenden wird, die ihre Niederlassung in verschiedenen Staaten
haben, wenn diese Staaten Vertragsstaaten sind.

Vranitzky
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421.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

RAHMENABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER ITALIENISCHEN REPU-
BLIK ÜBER DIE GRENZÜBERSCHREITENDE ZUSAMMENARBEIT VON

GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN
Die Republik Österreich und die Italienische Republik (im weiteren: „die Vertragsstaaten")

haben — eingedenk des Europäischen Rahmenübereinkommens über die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften *), das in Madrid am 21. Mai 1980 im Rahmen des
Europarats unterzeichnet wurde, und im Bewußtsein der Vorteile, die die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften für eine immer engere europäische Zusammen-
arbeit mit sich bringt — folgendes vereinbart:

Artikel l
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern,

indem sie die betreffenden Initiativen, die von den im folgenden Artikel 2 angeführten Körperschaften
ergriffen werden, unterstützen.

Artikel 2
Im Sinne dieses Abkommens sind unter Gebietskörperschaften zu verstehen:
— In Italien: die Regionen Friaul-Julisch Venetien, Trentino-Südtirol und Veneto, die autonomen

Provinzen Trient und Bozen sowie die Provinzen und Gemeinden, Berggemeinschaften,
Gemeinde- und Provinzverbände, die, wenn auch nur zum Teil, innerhalb eines Streifens
von 25 km von der Staatsgrenze liegen.

— In Österreich: die Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände.

Artikel 3
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit erfolgt im Rahmen der Befugnisse, die das innerstaat-

liche Recht jedes der Vertragsstaaten den Körperschaften gemäß Artikel 2 einräumt.

Artikel 4
(1) Unbeschadet der Zuständigkeiten, welche die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Ver-

tragsstaaten jeweils Gebietskörperschaften einräumen, sind folgende Bereiche zu nennen, die derzeit
Gegenstand von Vereinbarungen der in Artikel 2 genannten Gebietskörperschaften sein können:

— Verkehrs- und Nachrichtenwesen
— Energieversorgung
— Natur- und Umweltschutz
— Grenzüberschreitende Naturparks
— Handwerk und Berufsausbildung
— Gesundheitswesen
— Kultur, Sport, Freizeit
— Zivilschutz
— Fremdenverkehr
— Probleme, die sich durch Grenzgänger stellen (betreffend Verkehrsmittel, Unterbringung,

soziale Sicherheit, Arbeitsplatzprobleme und Arbeitslosigkeit)
— wirtschaftliche Vorhaben, Förderung des Handels, Angelegenheiten von Messen und Märkten
— Verbesserung der Agrarstruktur
— soziale Einrichtungen
— angewandte wissenschaftliche und technologische Forschung.
(2) Die Vertragsstaaten werden das Einvernehmen über die allenfalls zu treffenden Veranlassun-

gen zur Erweiterung der vorgenannten Liste herstellen, wobei sie Entwicklungen, die im innerstaatli-
chen Bereich eintreten könnten, Rechnung tragen werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 52/1983
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Artikel 5
(1) Die Aufnahme von Verhandlungen über den Abschluß von Vereinbarungen im Sinne dieses

Abkommens, deren Abschluß selbst und die Beendigung ihrer Wirksamkeit erfolgen im Rahmen
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften jedes der Vertragsstaaten.

(2) Vereinbarungen, die auf der Grundlage dieses Abkommens abgeschlossen werden, können
ausschließlich eine Haftung der vertragschließenden Körperschaften nach sich ziehen und zu keinen
finanziellen Belastungen des italienischen Staatshaushalts und des österreichischen Bundeshaushalts,
sei es in direkter oder indirekter Form, führen.

Artikel 6
(1) Die Bestimmungen dieses Abkommens hindern die Vertragsstaaten nicht daran, einvernehm-

lich andere Formen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit anzuwenden.
(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens dürfen .nicht so ausgelegt werden, als mache es die

bestehenden Verträge und Vereinbarungen über Zusammenarbeit ungültig.

Artikel 7
(1) Allfällige Fragen betreffend die Auslegung dieses Abkommens werden auf diplomatischem

Weg geprüft.
(2) Dieses Abkommen kann jederzeit auf diplomatischem Wege gekündigt werden; es tritt sechs

Monate nach dem Zugang der Kündigung außer Kraft.
(3) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu

dem die Vertragsstaaten einander den Abschluß der nach ihrem innerstaatlichen Recht erforderlichen
verfassungsrechtlichen Verfahren notifiziert haben.

Geschehen zu Wien, am 27 Jänner 1993 in zwei Ausfertigungen, jede in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Mock

Für die Italienische Republik:
Colombo

ACCORDO QUADRO TRA
LA REPUBBLICA D'AUSTRIA E LA REPUBBLICA ITALIANA SULLA COOPE-

RAZIONE TRANSFRONTALIERA DELLE COLLETTTVITA' TERRITORIAL!-
La Repubblica d'Austria e la Repubblica Italiana (in seguito chiamate « Stati Contraenti »), vista la

Convenzione Quadro Europea sulla Cooperazione Transfrontaliera délie Collettività Territorial! sotto-
scritta a Madrid nell'ambito del Consiglio d'Europa il 21 maggio 1980 e, consapevoli dei vantaggi ehe
comporta la cooperazione transfrontaliera per una cooperazione europea sempre più stretta, hanno
convenuto quanto segue:

Art. l
Gli Stati Contraenti si impegnano a promuovere la cooperazione transfrontaliera favorendo le

relative iniziative poste in essere dagli Enti indicati al successive Art. 2.

Art. 2
Ai sensi del présente Àccordo si intendono per Collettività o Autorité territoriali:
— per quanto riguarda l'Italia: le Regioni Friuli-Venezia Giulia, Trentino-Alto Adige e Vene to, le

Province autonome di Trento e Bolzano, nonchè le Province, i Comuni, le Comunità montane,
i Consorzi comunali e provinciali ubicati, anche se solo in parte, entro la fascia territoriale di
25 Km dalla frontiera;

— per quanto riguarda l'Austria: i Laender, i Comuni e le Associazioni di Comuni.

Art. 3
La Cooperazione transfrontaliera si svolge nei limiti délie competenze ehe il diritto interno di cia-

scuno degli Stati Contraenti attribuisce agli Enti di cui all'Art. 2.
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Art. 4
1) Senza pregiudizio per le.competenze ehe gli ordinamenti giuridici degli Stati Contraenti attri-

buiscono alle rispettive Collettività öd Autorita territoriali, le materie ehe possono attualmente forma-
re oggetto d'intesa da concludersi tra gli Enti di cui all'Art. l sono:

—- trasporti e comunicazioni;
— distribuzione dell'energia;
— tutela dell'ambiente;
— attività inerenti ai parchi transfrontalieri;
— artigianato e formazione professionàle;
— igiene e sanità;
— cultura, sport e impiego del tempo libero;
— protezione civile;
— turismo;
— problem! posti dai lavoratori transfrontalieri in materia di trasporti, sistemazione, sicurezza

sociale, posti di lavoro e disoccupazione;
— progetti di attività economiche, promozione commerciale, fiere e mercati;
— miglioramento delle strutture agrarie;
— infrastrutture sociali;
— ricerca scientifica e tecnologica applicata.
2) Gli Stati Contraenti concorderanno Peventuale seguito da dare per procedere all'ampliamento

della predetta lista, tenendo conto degli sviluppi ehe potrebbero intervenire sul piano interno.

Art. S
1) L'inizio delle trattative, la conclusione di intese e la cessazione dei loro effetti giuridici ai sensi

del présente Accorde awengono nell'osservanza delle disposizioni dell'ordinamento interno di ciascu-
no degli Stati Contraenti.

2) Le intese concluse ai sensi del présente Accordo possono impegnare esclusivamente la respon-
sabilité degli Enti contraenti e non possono far sorgere, in forma diretta o indiretta, oneri fmanziari a
carico del bilancio fédérale per PAustria e di quello statale per 1'Italia.

Art. 6
1) Le disposizioni del présente Accordo non impediranno agli Stati Contraenti di potere far ricor-

so, di comune intesa, ad altre forme di cooperazione transfrontaliera.
2) Le disposizioni del présente Accordo non potranno essere interpretate come suscettibili di pre-

giudicare la validità degli accordi e delle intese di cooperazione già esistenti.

Art. 7
1) Eventuali question! inerenti all'interpretazione del présente Accordo saranno prese in conside-

razione per via diplomatica.
2) II présente Accordo potrà essere denunciato per via diplomatica in qualsiasi momento e cessera

di essere hi vigore sei mesi dopo la denuncia.
3) II présente Accordo entrera in vigore il primo giorno del terzo mese dalla notifica reciproca della

conclusione delle procedure costituzionalmente previste dai rispettivi ordinamenti interni degli Stati
Contraenti.

FATTO a Vienna, il 27 gennaio 1993, in due esemplari original!, in lingua tedesca e italiana, i due
testi facenti ugualmente fede.

Per la Repubblica d'Austria:
Mock

Per la Repubblica Italiana:
Colombo

Die Mitteilungen gemäß Art. 7 Abs. 3 wurden am 8. Mai 1995 abgegeben; das Rahmenabkommen
tritt gemäß seinem Art. 7 Abs. 3 mit 1. August 1995 in Kraft.

Vranitzky


